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Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 

betr. Reform der beruflichen Bildung und Novellierung des Berufsbildungsgesetzes 


Der Bundestag wolle beschließen; 

Der Bundestag fordert die Bundesregierung auf, zusammen mit 
den Ländern eine Reform der beruflichen Bildung zu verwirk- 
lichen und einen diesem Ziel entsprechenden Entwurf einer 
Novelle des Berufsbildungsgesetzes vom 14. August 1969 vor- 
zulegen. 

Der Bundestag fordert die Bundesregierung auf, dabei von fol- 
genden Grundsätzen und Überlegungen auszugehen: 

I. Die Reform der beruflichen Bildung hat zum Ziel, berufliche 

Bildung zu einer gleichwertigen und gleichrangigen Alter- 
native innerhalb unseres Bildungswesens zu entwickeln. 

Dies bedeutet; 

1 . Berufliche Bildung ist ein theoretisch fundierter, auf der 
Berufs- und Arbeitswelt als prägendem Element auf- 
bauender Bildungsweg. 

2. Berufliche Bildung gewinnt ihr Profil in einem einheit- 
lichem Bildungsgang durch die Wechselwirkung von 
Theorie und Praxis; sie darf nicht zu einem Abklatsch 
gymnasialer und anderer allgemeiner Bildungsgänge 
werden. 

3. Berufliche Bildung muß dem jungen Menschen die glei- 
chen Aufstiegs- und Lebenschancen eröffnen, wie dies 
bisher fast ausschließlich durch Abitur und Hochschul- 
abschluß der Fall war. Der Erfolg der Reform der beruf- 
lichen Bildung ist nicht zu messen an der Zahl der jungen 
Menschen, die über berufliche Bildung die Berechtigung 
zum Hochschulstudium erwerben. Der Erfolg der beruf- 
lichen Bildung ist daran zu messen, ob junge Menschen 
über auf die Berufs- und Arbeitswelt bezogene Bildungs- 
gänge in allen Bereichen unseres staatlichen und gesell- 
schaftlichen Lebens ihre Anlagen und Fähigkeiten voll 
entfalten können. 

Die Verwirklichung des Ziels beruflicher Bildung als gleich- 
wertige und gleichrangige Alternative setzt voraus; 

1. Die Erhaltung und Stärkung des Lernorts Betrieb. Die 
Zahl qualifizierter Ausbildungsplätze in Handel, Hand- 
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werk, Landwirtschaft, Industrie und freien Berufen darf 
nicht zurückgehen. Ihr Angebot muß so bemessen sein, 
daß jedem Jugendlichen die Chance qualifizierter Be- 
rufsausbildung gegeben ist. Dieses Ziel erfordert auch in 
Zukunft, um unerwünschte Tendenzen zur Verstaat- 
lichung zu vermeiden, das verantwortungsbewußte 
Engagement der Wirtschaft, das durch entsprechende 
Anreize gefördert werden soll. 

2. Den Ausbau des berufsbildenden Schulwesens durch die 
Länder. Dabei ist die Beseitigung des Lehrermangels 
vorrangige Aufgabe. 

3. Die bessere Abstimmung zwischen Betrieb und Schule. 
Bund und Länder müssen bei der Erarbeitung der Grund- 
lagen der beruflichen Bildung so Zusammenarbeiten, daß 
berufliche Bildung als einheitliches Konzept für Betrieb 
und Schule von allen Beteiligten und Betroffenen ak- 
zeptiert und ausgefüllt wird. 

4. Eine stärkere Förderung überbetrieblicher Ausbildungs- 
stätten. Wegen der notwendigen Verklammerung von 
Fachtheorie und breit angelegter berufspraktischer Aus- 
bildung ist eine enge inhaltliche Zusammenarbeit mit 
den Berufschulen notwendig. 

5. Die Förderung des Engagements aller Beteiligten. Das 
Verhältnis von Staat und allen an der beruflichen Bil- 
dung Beteiligten darf nicht durch Gegnerschaft und Miß- 
trauen, es muß durch Partnerschaft gekennzeichnet sein. 
Die ehrenamtliche Mitwirkung ist auch in Zukunft von 
größter Bedeutung. 

6. Die öffentliche Verantwortung für die berufliche Bildung 
erfordert staatliche Kontrolle, die sich auf die Über- 
prüfung der Eignung der Ausbildungsbetriebe und der 
Einhaltung der Anforderungen zu beschränken hat. 
Staatliche Kontrolle darf nicht zu staatlichem Dirigismus 
und Bürokratisierung zu Lasten des Steuerzahlers füh- 
ren. 

II. 1. Berufliche Bildung als einheitlicher Bildungsgang in 
Betrieb und Schule ist nur dann zu verwirklichen, wenn 
eine reibungslose Abstimmung bei der Erarbeitung der 
Ausbildungsordnungen und der Rahmenrichtlinien ge- 
währleistet ist. 

Diese Zusammenarbeit ist insbesondere unverzichtbar 
bei der Gliederung des Bildungsganges in Ausbildungs- 
stufen (berufliche Grundbildung und berufliche Fach- 
bildung). 

Zur Verwirklichung dieses Zieles reicht die bisherige 
Verfahrensweise, wie es sich beim Erlaß der Ausbil- 
dungsordnungen gezeigt hat, nicht aus. 

Der Deutsche Bundestag schlägt deshalb als dringende 
Maßnahme die Umstrukturierung des Bundesausschus- 
ses für berufliche Bildung vor. 
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Im Bundesausschuß sollen Vertreter von Bund, Ländern, 
Arbeitgebern, Arbeitnehmern und Lehrern an berufs- 
bildenden Schulen gleichberechtigt vertreten sein. Die 
Bundesanstalt für Arbeit entsendet einen Vertreter. 

Durch Vereinbarung zwischen Bund und Ländern ist 
sicherzustellen, daß die von dem Bundesausschuß erar- 
beiteten Grundlagen für die berufliche Bildung (vor 
allem Rahmenlehrpläne, Ausbildungsordnungen, Prü- 
fungsordnungen) von Bund und Ländern realisiert wer- 
den. Der Bundesausschuß wird bei seiner Arbeit vom 
Bundesinstitut für Berufsbildungsforschung unterstützt. 

Der Bundesausschuß beschließt allgemeine Richtlinien 
für die Eignung der Ausbildungsbetriebe, die Qualifi- 
kation der Ausbilder, die Rahmenprüfungsordnungen 
und Prüfungsverfahren, die Ausgestaltung von über- 
betrieblichen Ausbildungsstätten und einen bundesein- 
heitlichen Daten- und Statistikkatalog, um eine stärkere 
Kontrolle und bessere Durchschaubarkeit zu gewähr- 
leisten. 

2. Die Novellierung des Berufsbildungsgesetzes muß die 
Voraussetzung schaffen für eine ebenso unkomplizierte 
wie die Kompetenzen klar abgrenzende Regelung des 
Verhältnisses von staatlicher Kontrolle und zuständigen 
Stellen (Kammern). 

Die Zulassung der Ausbildungsbetriebe und der Entzug 
der Ausbildungserlaubnis wird von den Kammern nach 
bundeseinheitlichen Richtlinien vorgenommen. 

Die zuständige Behörde überprüft die Erfüllung der sach- 
lichen und personellen Voraussetzungen an die Aus- 
bildungsbetriebe sowie die Einhaltung der vorliegenden 
Ausbildungspläne. Im Falle festgestellter Mängel ver- 
anlaßt die zuständige Behörde deren Beseitigung über 
die Kammern. 

Werden Mängel in zumutbarer Zeit nicht beseitigt, so 
ordnet die zuständige Behörde den Entzug der Ausbil- 
dungserlaubnis an. 

3. Die Mitglieder der Prüfungsausschüsse für die gemein- 
same Prüfung für Betrieb und Schule werden von der 
zuständigen staatlichen Behörde berufen. Die Berufung 
der Vertreter der Arbeitgeber erfolgt auf Vorschlag der 
Kammern, die der Vertreter der Arbeitnehmer im Be- 
reich der Industrie- und Handelskammern auf Vorschlag 
der im Bezirk der zuständigen Stellen bestehenden Ge- 
werkschaften und selbständigen Vereinigungen von Ar- 
beitnehmern mit sozial- oder berufspolitischer Zweck- 
setzung. Die Vertreter der Arbeitnehmer im Bereich der 
Handwerkskammern werden von den Gesellenvertre- 
tern in der Vollversammlung der Kammer vorgeschla- 
gen. 

Die Durchführung der Prüfungen nach bundeseinheit- 
lichen Richtlinien wird den Kammern übertragen. 
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III. Der Deutsche Bundestag fordert die Länder und die Bundes- 
regierung auf, der Förderung der beruflichen Bildung der 
nachstehend genannten Gruppen von Jugendlichen beson- 
dere Aufmerksamkeit zukommen zu lassen; 

Jugendlichen ohne Hauptschulabschluß soll durch ein geeig- 
netes Angebot zusätzlicher Förderkurse die Möglichkeit 
gegeben werden, den Hauptschulabschluß nachzuholen mit 
dem Ziel, sie in ein normales Ausbildungsverhältnis zu 
vermitteln. 

Jugendliche, die einer solchen Ausbildung nicht gewachsen 
sind, sollen die Möglichkeit zu einer weniger anspruchs- 
vollen Ausbildung erhalten, zumindest eine einjährige ab- 
geschlossene Grundbildung, an die sich eine verkürzte oder 
normale Ausbildung anschließt. 

Spätausgesiedelte Jugendliche sind eine besondere Gruppe 
unter ‘den Benachteiligten.' Für sie muß der Besuch von För- 
derschulen oder Förderschulheimen gesichert werden, ohne 
daß ihre Eltern (wie bisher) zu den Kosten herangezogen 
werden. 

Für die Berufsbildung ausländischer Jugendlicher müssen 
besondere Maßnahmen, insbesondere der sprachlichen För- 
derung, eingesetzt werden. Der Bundestag fordert die Bun- 
desregierung auf, Maßnahmen zur finanziellen und organi- 
satorischen Unterstützung der Ausbildungsmaßnahmen 
auch für ausländische Jugendliche aus Ländern außerhalb 
der Europäischen Gemeinschaft zu ergreifen. 

Lernbehinderte, körperbehinderte und geistigbehinderte 
Jugendliche sollen in anerkannten Ausbildungsberufen 
oder entsprechenden stufenbezogenen Ausbildungsgängen 
zu den für sie erreichbaren Abschlüssen/ Qualifikationen 
geführt werden Für Schwerbehinderte, die nicht in die 
Berufs- und Arbeitswelt eingegliedert werden können, muß 
ein eigener Behindertenplan entwickelt werden. 

Betriebe, die behinderte Jugendliche ausbilden und Arbeits- 
plätze zur Verfügung stellen, sollen steuerliche Vergünsti- 
gungen erhalten. 

Jugendliche in Heimen der öffentlichen Erziehung müssen 
als Teil des Sozialisationsplanes die Möglichkeit erhalten, 
Schulabschlüsse nachzuholen und eine berufliche Grund- 
bildung bzw. Ausbildung zu erfahren. 

Bei Jugendlichen im Strafvollzug muß im allgemeinen eine 
Verbesserung ihres Bildungsstandes einer wirksamen Be- 
rufsförderung vorausgehen. Eine Ausbildung in anerkann- 
ten Berufen mit Zukunftsaussichten ist fortzusetzen oder 
neu zu beginnen. 

IV. Beratung 

Beratung muß sich an den individuellen Eignungen und Nei- 
gungen des jungen Menschen unter Berücksichtigung sozial- 
wirtschaftlicher Entwicklungen orientieren. Sie muß vor 
diesem Hintergrund auf die Anforderungen des Bildungs- 
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weges, die damit verbundenen beruflichen Aufstiegsmög- 
lichkeiten und die Durchlässigkeit zu anderen Bildungs- und 
Berufswegen ausgerichtet sein. 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 
zusammen mit den Ländern, den Berufsverbänden und ge- 
sellschaftlichen Organisationen fundierte Aussagen über 
künftige sozialwirtschaftliche Entwicklungen und Berufs- 
strukturen zu erarbeiten. 

Bund und Länder sollen gemeinsam darauf hinwirken, die 
zuständigen Beratungsdienste, insbesondere die Schullauf- 
bahnberatung und die Berufs- sowie die Arbeits- und För- 
derungsberatung auszubauen. Eine bessere Zusammen- 
arbeit aller Beratungsdienste ist Voraussetzung. 

V. Berufliche Fortbildung 

Berufliche Fortbildung eröffnet den Weg zu höheren beruf- 
lichen Qualifikationen, ermöglicht die Anpassung an wirt- 
schaftliche und technische Veränderungen und erleichtert 
strukturbedingte Umschulungen. Um diesen Aufgaben ge- 
recht zu werden, müssen die Träger der beruflichen Fort- 
bildung stärker Zusammenarbeiten mit dem Ziel, eine bes- 
sere Ordnung des Fortbildungsangebotes zu erreichen, aus- 
reichende Fortbildungseinrichtungen zu schaffen und eine 
höhere Effizienz beruflicher Fortbildungsgänge zu gewähr- 
leisten. Auch das berufliche Schulwesen soll sich stärker 
als bisher der beruflichen Fortbildung annehmen. 

Im Berufsbildungsgesetz sind die Voraussetzungen für die 
staatliche Anerkennung von Inhalten und Abschlüssen in 
der beruflichen Fortbildung zu schaffen. Die Vorschriften 
für die Regelung der beruflichen Erstausbildung sollen sinn- 
gemäß angewandt werden. 

VI. Finanzierung 

Die berufliche Bildung ist finanziell so sicherzustellen, daß 
Ungerechtigkeiten und Strukturverzerrungen abgebaut 
werden sowie die Verbesserung der Ausbildung durch eine 
sachgerechte Verteilung der Ausbildungslasten gewähr- 
leistet ist. Der zunehmenden Konzentration der Ausbil- 
dungsmöglichkeiten in den Ballungsräumen ist zugunsten 
der ländlichen Gebiete entgegenzuwirken. 

Die Finanzierung, Verwaltung und Vergabe erfolgen im 
Rahmen der bestehenden Selbstverwaltung unter Berück- 
sichtigung von regionalen und sektoralen Besonderheiten. 

Insbesondere die in III. genannten Aufgaben bedürfen in 
Zukunft einer stärkeren Förderung durch die öffentlichen 
Haushalte. 


Bonn, den 29. März 1974 


Carstens, Stücklen und Fraktion 
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